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lung der Nationalversammlung mit dem Rätesystem an­
strebten, war das — nach Lenins Meinung — „Blödsinn“ 
wie die „friedliche Vereinigung“ der Diktatur der Bour­
geoisie mit der Diktatur des Proletariats.35

Auf dem Ersten Reichsrätekongreß Mitte Dezember 
1918 fiel die Entscheidung zugunsten des bürgerlichen Par­
lamentarismus gegen die Rätemacht. Gegen eine Minder­
heit aus Spartakusmitgliedern, Linksradikalen und linken 
Unabhängigen stimmte der Kongreß dafür, die Macht an 
eine zu wählende Nationalversammlung zu übertragen. 
Als Wahltermin wurde der 19. Januar 1919 bestimmt. Zu­
gleich entmannte sich der Rätekongreß dadurch vollends, 
daß er „bis zur anderweitigen Regelung durch die Natio­
nalversammlung die gesetzgebende und vollziehende Ge­
walt dem Rat der Volksbeauftragten“ übertrug.36 Damit 
hatte die Reaktion auf staatsrechtlichem Gebiet gewonnen. 
Die Vertreter der Massen hatten die volksfeindlichen 
Kräfte zur Verhinderung demokratischer und sozialisti­
scher Umgestaltung legitimiert. Die Verantwortung dafür 
trugen die rechten Sozialdemokraten, denen es gelungen 
war, ihre konterrevolutionäre Haltung vor den Massen zu 
verbergen und die Illusion zu erzeugen, daß auch durch 
eine bürgerlich-parlamentarische Entwicklung eine soziali­
stische Zukunft Deutschlands gesichert werden könne.

Damit war der Weg frei für eine parlamentarisch-de­
mokratische Diktatur der imperialistischen Bourgeoisie. 
Die Rätemacht hätte demgegenüber eine qualitative Ver­
änderung der Demokratie insofern beinhaltet, „daß die 
vom Kapitalismus Geknechteten, daß die werktätigen 
Klassen in einem in der Welt noch nie gesehenen Maße 
die Demokratie tatsächlich ausnutzen ... Das Rätesystem 
in Deutschland und andere analoge Sowjetinstitutionen in 
anderen Ländern, sie alle bedeuten und verwirklichen 
eben für die werktätigen Klassen, d. h. für die überwie­
gende Mehrheit der Bevölkerung, eine solche praktische 
Möglichkeit, sich der demokratischen Rechte und Freihei­
ten zu bedienen, wie es sie noch niemals auch nur an­
nähernd in den besten und demokratischsten bürgerlichen 
Republiken gegeben hat.“37

Die Erfahrungen der Novemberrevolution belegen: Re­
volutionäre Macht der Arbeiterklasse und ihrer Verbünde­
ten muß den bürgerlichen Parlamentarismus überwinden. 
Der neue Inhalt der Macht bedarf neuer Formen. Die Ent­
scheidung für den bürgerlichen Parlamentarismus, für die 
Weimarer Nationalversammlung, war die Entscheidung für 
eine in Inhalt und Form gegenrevolutionäre staatliche 
Macht.

Räte und Armee

Innerhalb der Bemühungen, die kaiserlich-imperialistische 
Staatsmaschinerie zu erhalten, kam dem militärischen 
Apparat besondere Bedeutung zu. Wichtige Schritte dazu 
waren die Vereinbarungen Eberts mit General Groener als 
Vertreter der Obersten Heeresleitung zum gemeinsamen 
Vorgehen gegen die Revolution am 10. November 1918, die 
Wiederherstellung der Befehlsgewalt der kaiserlichen Offi­
ziere durch Verordnung der Regierung vom 12. November 
1918 sowie die damit verbundenen gemeinsamen Anstren­
gungen von Oberster Heeresleistung und Rat der Volksbe­
auftragten, um den Einfluß der Soldatenräte zurückzu­
drängen und sie zu einflußlosen Elementen des Militär­
apparates zu machen.36 Die Absprachen zwischen Ebert 
und Groener bezweckten „die restlose Bekämpfung der 
Revolution, Wiedereinsetzung einer geordneten Regie­
rungsgewalt, Stützung dieser Regierungsgewalt durch die 
Macht einer Truppe und baldigste Einberufung einer Na­
tionalversammlung“.39 Zu diesem Zweck sollten zehn zu­
verlässige Divisionen Berlin besetzen, um die Räte und 
die revolutionären Kräfte niederzuwerfen. Alle diese Maß­
nahmen hatten zur Folge, daß die militärische Macht in 
den alten Händen verblieb, der militärische Machtapparat

und seine obersten Organe weiter existierten und gegen 
die Revolution arbeiteten.

Diese Maßnahmen waren begleitet von Schritten gegen 
die revolutionären Forderungen nach Bewaffnung der Mas­
sen, nach Übernahme der militärischen Kommandostellen 
durch die Räte, wie sie vor allem vom Spartakusbund ge­
fordert wurden. Die vielerorts entstandenen bewaffneten 
Organe der Arbeiter- und Soldatenräte, meist Rote Garden 
genannt, wurden im Verlaufe dieser Politik mehr und 
mehr zurückgedrängt bzw. wieder aufgelöst.

In dem Maße, wie rechte Sozialdemokraten in den Ar­
beiter- und Soldatenräten eine führende Rolle spielten, 
trugen sie selbst zu ihrer Entmachtung gegenüber dem 
alten Militärapparat bei. So hatte der Vollzugsrat der Ber­
liner Arbeiter- und Soldatenräte bereits am 13. November 
1918 einen Beschluß über die „Neuregelung der Befehls­
gewalt“ herausgegeben. Darin hieß es: „Um die Ernäh­
rung, die Demobilisierung und alle anderen Angelegen­
heiten des militärischen Lebens nicht in vollkommene Un­
ordnung geraten zu lassen, hält es der Vollzugsrat für 
unbedingt nötig, daß die Befehlsgewalt der militärischen 
Stellen, gleichgültig, ob sie von früheren Offizieren unter 
dem Beisein von Soldatenräten oder von sonstigen Räten 
allein gehandhabt werden, in der alten Weise — wenigstens 
vorläufig — aufrecht bleibt“. Der Soldatenrat „wird sich 
aber, da der Kommandant wegen seiner Erfahrungen si­
cher imstande ist, die Dienstgeschäfte ohne große Hilfe 
zu führen, vor allen Dingen damit begnügen, die Kontrolle 
darüber auszuüben, daß die sozialen Errungenschaften der 
Revolution trotz des Verbleibens eines früheren Offiziers 
voll gesichert bleiben.“40 Damit war auch von seiten des 
Vollzugsrates die faktische Befehlsgewalt der Militaristen 
wieder voll hergestellt und die Funktion der Soldatenräte 
auf eine unbestimmte Kontrolle reduziert. Karl Liebknecht 
bezeichnete diese Wiederherstellung der Kommandoge­
walt als einen „Axthieb in das Mark der Revolution“, als 
einen wichtigen Faktor für die Veränderung des Kräfte­
verhältnisses zugunsten der Konterrevolution.41

Im Spartakusprogramm vom 14. November 1918 war 
davon ausgegangen worden: „Die imperialistische Kapita­
listenklasse ... wird ihr Allerheiligstes, ihren Profit und 
ihr Vorrecht auf Ausbeutung, mit Zähnen und mit Nä­
geln ... verteidigen. All dieser Widerstand muß Schritt um 
Schritt mit eiserner Faust, mit rücksichtsloser Energie ge­
brochen werden. Der Gewalt der bürgerlichen Gegenrevo­
lution muß die revolutionäre Gewalt des Proletariats ent­
gegengestellt werden. ... Den drohenden Gefahren der 
Gegenrevolution — die Bewaffnung des Volkes und die 
Entwaffnung der herrschenden Klassen.“43 Immer wieder 
wurde daher eine proletarische Rote Garde zum Schutz 
der Revolution gefordert.43

Die heldenhaften Kämpfer der deutschen Arbeiterklasse 
hatten in den revolutionären Kämpfen 1918/19 erfahren 
müssen: Revolutionäre proletarische Macht kann nur als 
bewaffnete Macht entstehen. Sie ist so stark, wie sie in der 
Lage ist, den imperialistischen Gegner zu entwaffnen und 
die revolutionären Aktionen der Massen zuverlässig auch 
mit Waffengewalt zu schützen.

Räte und Gesetzlichkeit

Die Niederlage der Rätebewegung in der Novemberrevo­
lution, die Unterordnung der Räte unter den alten impe­
rialistischen Staatsapparat, ihre Abdankung gegenüber 
der bürgerlich-parlamentarischen Weimarer Nationalver­
sammlung hatte zur Folge, daß die Räte eine ihrer wichtig­
sten revolutionären Aufgaben und Wesensmerkmale nicht 
realisierten: als revolutionäre Macht der Arbeiterklasse 
das überkommene imperialistische Recht und die bürger­
liche Gesetzlichkeit aufzuheben und ein neues, revolutio­
näres Recht und eine proletarische Gesetzlichkeit Schritt 
für Schritt ins Leben zu rufen. Der Einfluß der rechten


